
Ortsgemeinde Anschau  Vorlage Nr. 004/060/2018 

 

 Beschlussvorlage 

    

 

TOP 1. Änderung und Erweiterung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes für 
das Teilgebiet "Auf Weiler Büsch" - 
Beschluss über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
- Auslegungsbeschluss - sowie über 
die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

 

 Verfasser: Hans-Paul Wagner 
Bearbeiter: Hans-Paul Wagner 
Fachbereich:  Fachbereich 2 

  Datum:  
12.09.2018 

Aktenzeichen: 

 

  Telefon-Nr.: 
02651/8009-47 

 
 
 

Gremium Status Termin Beschlussart 

Ortsgemeinderat öffentlich 10.10.2018 Entscheidung 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
An der Beratung und Beschlussfassung nehmen die nachfolgend genannten Rats-
mitglieder aufgrund von Ausschließungsgründen nach § 22 GemO weiterhin nicht 
teil: 
___________________________________________________________________
___________________________________________________________________.  
 
Sie behalten in dem für die Zuhörer bestimmten Raumteil Platz. 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt für den durch die gefassten Einzelbeschlüsse 
unter TOP 1 Niederschrift Nr. 004/OGR/007/2016 – öffentliche Sitzung - und der 
Vorlage NR. 004/057/2018 materiell-rechtlich geänderten Entwurf der 1.          
Änderung und Erweiterung die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen.  
 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der Auslegung nach § 3 Abs.2 
BauGB beauftragt. Dabei wird bestimmt, dass der geänderte Entwurf für die 
Dauer von mindestens 30Tagen öffentlich auszulegen ist. Diese ist in der Hei-
mat- und Bürgerzeitung „Unsere Vordereifel“ für den Bereich der Verbands-
gemeinde Vordereifel öffentlich bekannt zu machen und ins Internet der Ver-
bandsgemeinde einzustellen. 
 
Ebenso wird die Verwaltung damit beauftragt, die Stellungnahmen der Behör-
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den und sonstigen Träger öffentlicher Belange einzuholen. Die Frist zur Ab-
gabe von Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 soll dabei mindestens 30 Tage be-
tragen. 
 
 
 
 
Etwaige Anträge: 
 
 
 
 
 
Beschluss: 
 
 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
Sachverhalt: 
 
Nach Beschlussfassung gem. Vorlage-Nr. 005/057/2018 können für den beschlosse-
nen Planentwurf die Beteiligungsverfahren nach den §§ 3 Abs.2 und 4 Abs. 2 BauGB 
vom Ortsgemeinderat beschlossen werden.  
  
 
 
 
 

 

Finanzielle Auswirkungen? 
 

 Ja  Nein 
 
    

Veranschlagung 

 Nein 
 

 Ja, mit 
 € 

 

Ergebnishaushalt 
  20 

Finanzhaushalt  
 20 

Buchungsstelle: 

 
 
 
Anlagen: 
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